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Die Globalisierung des Militars

Verspielte Chancen fir die Friedenspolitik

Die Debatte um die ,Globalisierung*
ist nicht vom Himmel gefallen. So wie
sie in der Offentlichkeit gefiihrt wird,
hat sie eine reale und eine ideolo-
gische Komponente mit politischen
und 6konomischen Implikationen.
Auch wenn das Thema Globalisierung
des Militars auf den ersten Blick mit
der 6konomischen Dimension nicht
sehr viel zu tun hat, halten wir es fur
notwendig, sich diese Zusammen-
hange vor Augen zu fihren.

B ANGELIKA BEER m HELMUT HUGLER

Die Globalisierungsdebatte ist insbeson-
dere im Zusammenhang mit der ,,Stan-
dort-Debatte“ zu bewerten. Die ,,Stan-
dort-Diskussion“ basiert auf einem allge-
meinen Trend der neoliberal aus-
gerichteten Modernisierung der kapital-
istischen Gesellschaft, die in Deutsch-
land iiber die konservativen Krafte hi-
naus auch von der SPD und im Kern
auch von den Griinen mitgetragen wird.
Konkret geht es vor allem den konserva-
tiveren Kréften des ,Modernisierungs-
lagers“ um eine Zuriickdrdngung und
Delegitimierung des Sozialstaates, um
die Schwichung der Arbeiterbewegung
sowie neuer sozialer Bewegungen wie
z.B. der Frauenbewegung. Die Debatte
ist Bestandteil des aktuellen ,K-
lassenkampfes von oben“, der die gegen-
wartigen Umstrukturierungen und
Umwiélzungen in den 6konomischen
Strukturen zuungunsten der - in-
zwischen zu einem Grof3teil nur noch
potentiellen — Lohnabhéngigen durch-
fiihren soll.

Trotz der ideologischen Anteile spricht
die Globalisierungs-Debatte viele As-

pekte der gegenwirtigen Entwicklun-
gen im weltweiten Maf3stab an und
weist auf reale Phdnomene hin. Von da-
her hat sie ihre Berechtigung und Erk-
larung. Da auch die Ebene der Sicher-
heitspolitik mit den Folgen der ,,Global-
isierung“ zu tun hat, werden wir diese
Problematik debattieren.

Was ist unter
»Globalisierung® zu

verstehen?

Wenn heute in der Offentlichkeit iiber
»Globalisierung® gesprochen wird, hat
der Begriff eine seltsam unklare Bedeu-
tung. Unter ,,Globalisierung* werden un-
terschiedliche, wenn nicht gar gegensét-
zliche Entwicklungen gefa3t. Zum ei-
nen werden 6konomische Entwicklun-
gen wie die Ablosung der Finanzmérkte
von der realokonomischen Sphére, die
zunehmende Internationalisierung der
Produktion und die wachsende Zahl
von global weltmarktorientierten Un-
ternehmen damit beschrieben.

Zum andern sind politische Erscheinun-
gen wie die wachsende Zahl von ,Regi-
men“ und die Notwendigkeiten multilat-
eraler Abstimmung zwischen den Natio-
nal- und Territorialstaaten darunter ge-
fafdt. Die These der herrschenden, ne-
oliberalen Ideologie ist, daf} die Einzels-
taaten immer mehr an Handlungs-
moglichkeiten verlieren und gezwun-
gen seien, in einen globalen Wettbe-
werb mit anderen Staaten zu treten, um
Wohlstand beziehungsweise Arbeits-
platze zu sichern. Das Ergebnis ist der
,Wettbewerbsstaat“ (Joachim Hirsch),
dessen Funktion es ist, Kapital anzuzie-
hen.

Dariiberhinaus werden unter dem Be-

griff der Globalisierung Tendenzen im
ideologischen Bereich wie die staaten-
und regioneniibergreifende Medienwelt
und die Herausbildung eines Weltbe-
wuBtseins ggf. in Form oder in Rich-
tung einer Weltgesellschaft subsumiert.
Als weiterer Trend wird der Zwang zur
globalen Risikogesellschaft — begriindet
mit den 6kologischen Bedrohungen —
der Globalisierung zugerechnet, denn
die anstehenden Umweltprobleme konn-
ten nicht mehr von den einzelnen Staat-
en, sondern nur noch auf globalem
Niveau bewaltigt werden.

In der herrschenden Debatte wird
allerdings kaum thematisiert, da® es
sich bei der ,Globalisierung*
keineswegs um einen harmonischen
Prozefd handelt, sondern daf} es ein in
sich widerspriichlicher und konflik-
treicher Prozefd ist, in dem die
zukiinftige innerstaatliche wie interna-
tionale Ordnung hart umkampft ist.
Globalisierung und Regionalisierung
sind zwei Seiten einer Medaille. Die
zunehmende Verelendung in den
Metropolen, das Nebeneinander von
Reichtum und Armut schaffen ge-
sellschaftliche Situationen, die Berlin
und Rio vergleichbar erscheinen lassen.

In der Folge dieser Trends verdndert
sich das Verhiltnis von Okonomie,
Staat und Politik. Erstens wird die glob-
al orientierte 6konomische Sphire ge-
geniiber der ,territorial“ gebundenen
Politik autonomer. Dies liegt an der Be-
deutung der Kapital- und Finanzmaérkte
im ,Casino“-Kapitalismus, deren Ak-
teure in freien Spekulationsrdumen
agieren. Der Staat ist nicht mehr in der
Lage, die monetdren Kreisldufe zu kon-
trollieren, und hat somit einen Teil an
politischer Souverénitét verloren. Dies-
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er Verlust vollzog sich nicht ,natur-
wiichsig®, sondern ist das Ergebnis
sozialer Auseinandersetzungen, die inn-
erhalb der jeweiligen Staaten stattgefun-
den haben.

Der National- und Territorialstaat
bleibt weiterhin der politische Ort der
gesellschaftlichen Auseinandersetzun-
gen. Der These von der Ohnmacht des
Staates mochten wir somit wider-
sprechen.

In der internationalen Politik ar-
tikulieren sich die aktuellen Trends auf
unterschiedliche Weise. Im reichen Nor-
den fiihren sie zu einer spannungs-
reichen Kombination von multilateraler
Politik und Renationalisierungsten-
denzen, die im Rahmen von Verhand-
lungen (GATT, WTO) und internatio-
nalen Regimen, wenn auch duf3erst kon-
fliktreich, reguliert werden. In den pe-
ripheren Regionen zerfallen die poli-
tischen Strukturen. Ein bekanntes
Beispiel dafiir ist Somalia, dessen lokale
Strukturen iiber Jahrzehnte durch den
Ost-West- Konflikt und die externen
okonomischen Bedingungen iiberformt
wurden, und im Anschluf$ daran nicht
mehr autonom lebensfihig waren, als
ihnen die 6konomische Basis entzogen
wurde.

Nicht zuféllig ist daher mit dem Ende
des Ost-West-Konfliktes die Debatte um
das ,Regieren ohne Regierung“ auf in-
ternationaler Ebene intensiviert wor-
den. Die neue internationale Situation,
der (noch) eine kontrollierbare Grun-
dordnung fehlt, und die daher von den
Eliten der Industriegesellschaften als un-
sicher und ,turbulent”, wenn nicht gar
als ,chaotisch empfunden wird, soll
durch eine koordinierte Ordnungspoli-
tik reguliert werden. Es ist eine Zu-
nahme von multilateralen Verhandlun-
gen und Arrangements festzustellen. An
den ,harten“ Verhandlungen sitzen als
vollwertige Partner nur die Industries-
taaten am Tisch, bei anderen Verhand-
lungen versuchen sie sich im Vorfeld
abzustimmen. Die politischen Struk-
turen zwischen den Industriestaaten
werden enger, sie verflechten sich und
grenzen andere aus.

Die Europdische Union kann dafiir auf-
grund ihrer geographischen
Beschrankung zwar nicht unbedingt als
Vorbild, wohl aber als Anschauungs-
modell in dem Sinn dienen, als sie

zeigt, wie sich das Spannungsverhaltnis
von gemeinsamer Politik und einzels-
taatlichen Interessen unter den Bedin-
gungen verlorengegangenen Hand-
lungsspielraums artikulieren kann. Mit-
tels der Entwicklung eines Verhand-
lungssystems von vergemeinschafteten
und intergouvernementalen Politik-
bereichen ist es den in der EU fiihren-
den Staaten méglich, ihre Interessen im
(west-) europdischen Raum
umzusetzen.

Ordnungspolitische
Folgen fiir die
Sicherheits- und
Militarpolitik

Eine der indirekten Folgen dieser En-
twicklungen in der Okonomie ist die
Veranderung der Rolle des Militérs. In
der Sicherheits- und Militarpolitik ist
ebenso eine ,Globalisierung“ zu
beobachten. Wahrend in den Zeiten des
Ost-West-Konflikts die ,,globale* Sicher-
heitspolitik in den Kontext des Sys-
tem-Antagonismus eingebunden war
und die Verfahrensweisen via Riis-
tungskontrollgremien oder Dialogforen
wie der KSZE routinisiert waren, sind
die militdrischen Strukturen inzwischen
Hentfesselt“ und von der Disziplinierung
durch den Ost-West-Konflikt entbun-
den. Hinter den seit 1989 durch die
NATO entdeckten Risiken und Unsicher-
heiten verbirgt sich der Anspruch einer
globalen und ggf. auch militédrisch
durchgesetzten Ordnungspolitik, die an
den Interessen der Industriestaaten aus-
gerichtet ist.

Das Militér spielt in der Praxis, d.h. bei
der Organisation globaler Probleme
und Abldufe eine nicht zu unter-
schitzende Rolle. Denn je nachdem,
wer gerade die Macht hat und diese Po-
sition verteidigen oder ausbauen will,
wird ggf. auch Gewalt einsetzen, um
seine Ordnung durchzusetzen. Daher
werden Ansédtze einer aktiven Konver-
sionspolitik sowie Anstofle fiir eine
Zivilisierung der Au3enpolitik mit dem
Ziel, die Welt demokratischer, sozial
gerechter und 6kologisch vertraglicher
zu organisieren, blockiert. Das Politik-
modell bleibt im Grundsatz konfronta-
tiv statt kooperativ angelegt.

Um die Gefahren deutlich zu machen,
die von Seiten militdrischer Politik
heute drohen, ist es notwendig, die ge-
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genwartige sicherheitspolitische Agen-
da zu diskutieren.

Die klassischen Aufgaben des Militérs
treten heute, zumindest was die OECD-
Welt betrifft, in den Hintergrund. Das
Verstdandnis von Sicherheit wurde ent-
territorialisiert und im Gegenzug funk-
tionalisiert. Das Militér der Industries-
taaten dient weniger der klassischen
Kriegsfithrung; da sich die Politik geén-
dert hat, dndert sich auch die Fortset-
zung der Politik mit anderen Mitteln.
Das heif3t nicht, dafl es Gewalt als Mit-
tel der Politik nicht mehr geben wird,
sondern daf sich die Zielrichtung und
die Kriterien fiir den Einsatz gewandelt
haben. Der kooperative Aspekt der
neuen Weltmilitdrordnung bezieht sich
auf die militdrische Zusammenarbeit
zwischen den Industriestaaten. Be-
waffnete Konflikte zwischen den Staat-
en der OECD-Welt sind nicht zu er-
warten. Das Militar der OECD-Welt mu-
tiert von der Armee der Landesverteidi-
gung zum Ordnungsfaktor fiir die neue
Weltordnung.

Es gibt aufgrund der Implosion der real-
sozialistischen Staaten keine strate-
gische Bedrohung mehr. An deren
Stelle wurden, zum Teil als Legit-
imierungsstrategie fiir die alten Mil-
itdrinstitutionen aus dem Blockantagon-
ismus, Risiken definiert. Diese Risiken
umfassen nicht nur herkdmmliche mil-
itdrische Gefahren, sondern auch
»zivile“ Probleme wie Drogenhandel
und Migration. Damit wird faktisch der
Einzugsbereich militdrischen Handelns
ausgeweitet. Das hidngt zusammen mit
den neuen Kriegen und dem neuen
Kriegsbild.

Und hier kommen wir auf die Folgen
fiir die peripheren Regionen zu
sprechen. Die Mehrzahl der heutigen
Kriege sind nicht mehr zwischens-
taatlicher Natur und finden nicht im
,Norden“ statt. Nach einer Ubersicht,
die von Jens Siegelberg erstellt wurde,
gab es vom Juli 1995 bis Juni 1996
weltweit 34 Kriege. Zwei davon waren
direkt in Europa (der kroatisch-ser-
bische Krieg und der Krieg in Bos-
nien-Herzegowina) zwei im eu-
ropaischen Umfeld (Tschetschenien und
der tiirkische Krieg gegen die
Kurden), [1] die restlichen Kriege wur-
den aufBerhalb Europas gefiihrt. Es han-
delt sich dabei in erster Linie um inn-
ergesellschaftliche Kriege, die in der
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Regel mit Kleinwaffen ausgetragen wer-
den. Aufgrund der unklaren Frontlinien
und des oft bandenartigen Charakters
der gegnerischen Parteien sind die
Ablaufe der Konflikte von auffen kaum
beeinfluBbar.

Die relative Untétigkeit des ,Nordens“
gegeniiber der Mehrzahl dieser Konf-
likte, inklusive derer, die nicht in einen
gewaltformigen Austrag umgeschlagen
sind, hat jedoch einen anderen Grund.
Sie zeigt vielmehr, daB Konflikte von
Seiten der OECD-Staaten eher als ord-
nungs-, kontroll- und interessens- denn
als friedenspolitische Probleme be-
trachtet werden. Es geht der ,,Realpol-
itk“ eben nicht um die Zivilisierung der
internationalen Beziehungen, sondern
um deren Beherrschbarkeit. Dement-
sprechend werden die neuen Kriege,
ungeachtet aller humanitéren Rhetorik,
ignoriert, solange sie die Funktion-
sweise der ,neuen Weltordnung“ nicht
beriihren. In diesem Sinn ist der Satz
von Volker Riihe zu verstehen, daf der
heutige Feind die Instabilitédt sei. Die
neuen Kriege bleiben in der Regel lokal
ausgetragene Konflikte. Sobald sie als
»Stabilitdtsprobleme“ wahrgenommen
werden, sind sie ,globalisiert, oder um
mit den Worten von Zygmunt Baumann
zu sprechen, ,glokalisiert“. [2] Die Er-
oberung Kuweits durch den Irak hat
aus Sicht der USA zwei ordnungspoli-
tische Faktoren getroffen: zum einen
die Frage des Gleichgewichts in einer
strategisch wichtigen Region, zum an-
dern den Olpreis. In Somalia handelt es
sich in erster Linie um die ordnungspoli-
tische Glaubwiirdigkeit. Dabei darf in je-
dem Einzelfall die Rolle der Of-
fentlichkeit nicht unterschétzt werden,
denn ein Militdreinsatz in Somalia wire
ohne die Diskussion in der US-
amerikanischen Presse nicht in Erwa-
gung gezogen worden. Auch die tradi-
tionellen Instrumente der Riistungskon-
trolle greifen in dieser Art von Konflik-
ten nicht.

Die Diskussion um die sog. ,eth-
nischen“ Kriege lenkt ein Stiick weit
von der grundsdtzlichen Problematik
ab, auch wenn die ,,Ethnisierung® von
Konflikten politische Bedeutung hat.
Die léngerfristigen Ursachen, auch von
innergesellschaftlichen Konflikten, sind
interessenspolitischer Natur. Es mag
sich dabei vor allem um 6konomische
oder politische Interessen handeln. Die

Ethnisierung ist eher Ergebnis von an-
dauernden Konflikten als deren Ur-
sache, hat aber natiirlich Auswirkungen
auf den konkreten Konfliktaustrag. Das
heil3t, daf} die Frage der Ethnien in der
Friihphase eines Konfliktes hdufig noch
entschérft werden konnte. Am Beispiel
Ex-Jugoslawien 148t sich besonders gut
verdeutlichen, daf sowohl , Uberzeu-
gungstiter” als auch eine Instrumental-
isierung ethnischer Politik konfliktver-
schirfend wirken konnen. Wahrend der
Nationalist Tudjman - mit deutscher
Unterstiitzung — seine kompromif3lose
Strategie umsetzte, spielte der von
Frankreich gestiitzte Milosevic die eth-
nische Karte aus machtstrategischen
Griinden.

Eine neue Rolle fiir das
Militar und die neuen
Sicherheitsstrukturen

Das Problem, das sich fiir die
herrschende Ordnungspolitik aus dieser
»chaotischen“ Situation ergibt, ist, daf}
es zwar noch das generelle gemeinsame
Interesse an der Stabilisierung der
globalen Politik gibt, aber in konkreten
Situationen die Interessen sich ten-
denziell auseinanderentwickeln und re-
gionalspezifische Differenzen zum Tra-
gen kommen konnen. Die unter-
schiedlichen Politikstrategien, die die
EU-Mitglieder in Ex-Jugoslawien verfol-
gten und die in differierenden In-
teressen begriindet waren, machen
diese Problematik deutlich. Die of-
fizielle Politik der EU und der OSZE
wurden dadurch konterkariert. Mit nur
einer Organisation, die zudem nicht
iiber eine flexible Instrumentierung ver-
fiigt, war keine Weltordnung zu schaf-
fen. Aus diesem Grund muf3ten Struk-
turen geschaffen werden, die ein Ausei-
nanderdriften des ehemaligen Westens
verhindern und einen Grundkonsens
sichern konnen, gleichzeitig aber flexi-
ble Reaktionen ermodglichen, auch
wenn nicht alle OECD-Staaten betroffen
sind, beziehungsweise wenn ihre In-
teressen sogar differieren.

Die Industriestaaten haben auf die
neuen ,Herausforderungen“ schnell
reagiert. Das Konzept der ,interlocking
institutions“ (NATO, EU, GASP, WEU,
OSZE, UNO) stellt eine Arbeitsteilung
dar, die die militarischen Optionen fiir
die aus Sicht der herrschenden Politik
flexiblen und schwer vorhersehbaren
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Einsatznotwendigkeiten schaffen. Das
Konzept vereint die Moglichkeit nation-
alstaatlicher Interessenvertretung und
gemeinsamer militdrischer Handlungen
durch ein System des flexiblen mil-
itdrischen Multilateralismus. Auch Ad-
hoc-Koalitionen, das heif3t bi- oder mul-
tilaterale militdrische Malnahmen,
sind in diesem Rahmen méglich. Das
Konzept der interlocking institutions
steht so fiir das Festhalten an national
orientierter, multilateral organisierter
Macht- und Interessenspolitik.

Fiir die Neuorientierung der transatlan-
tischen Arbeitsteilung wurde zwischen
der NATO und der WEU das Konzept
der Combined Joint Task Force (CFJT)
geschaffen, das Bestandteil der Kom-
mandostrukturreform der NATO ist. Es
soll ermdglichen, da WEU-Mitglieder
im Fall von militarischen Aktionen auf
die NATO-Kommando-Strukturen, die
Logistik und die Infrastruktur zuriick-
greifen konnen. Trotz aller Umset-
zungsschwierigkeiten bedeutet es einen
qualitativ neuen Schritt in Richtung
flexiblere Einsatzfahigkeit von Militér.

In diesen Kontext gehort auch die Mili-
tarisierung der Europdischen Union. Bei
der gegenwirtig stattfindenden
Regierungskonferenz geht es vor allem
um das Verhéltnis von WEU und der Ge-
meinsamen Auf3en- und Sicherheitspoli-
tik (GASP) der Europdischen Union.
Dabei ist die wichtige Frage die der
pragmatischen Schritte. Mit einer inte-
grierten Anbindung der WEU an die EU
ist aufgrund der Divergenzen zwischen
EU- und WEU-Mitgliedschaften nicht zu
rechnen. Die zu erwartenden Ergeb-
nisse werden auf eine demokratisch
nicht zu kontrollierende Entschei-
dungsstruktur hinauslaufen, die an das
Konzept der interlocking institutions
angebunden sein wird und umsetzbar
ist. Es wird keine homogene eu-
ropdische Armee geschaffen, sondern
eine den einzelnen nationalstaatlichen
Interessenpolitiken angemessene offene
Struktur weiterentwickelt. Auf den Be-
griff gebracht konnte man das als eine
pragmatische Militarisierung der eu-
ropédischen Integration bezeichnen.

Gleichzeitig sichern sich die NATO-S-
taaten die Dominanz und Letztentschei-
dung gegeniiber der UNO und der
OSZE. Sie marginalisieren beide Organi-
sationen, wie sich konkret am Beispiel
Ex-Jugoslawien aufzeigen 14(3t. Denn es

http://contextxxi.org/die-globalisierung-des-militars.html | Seite 3


http://de.wikipedia.org/wiki/Zweiter_Golfkrieg
http://de.wikipedia.org/wiki/Zweiter_Golfkrieg
http://de.wikipedia.org/wiki/Somalischer_Bürgerkrieg
http://de.wikipedia.org/wiki/Franjo_Tuđman
http://de.wikipedia.org/wiki/Slobodan_Milošević
http://de.wikipedia.org/wiki/Gemeinsame_Außen-_und_Sicherheitspolitik
http://de.wikipedia.org/wiki/Westeuropäische_Union
http://de.wikipedia.org/wiki/Vereinte_Nationen
http://de.wikipedia.org/wiki/Combined_Joint_Task_Force

Context XXI

waren imgrunde dieselben politischen
Akteure, die der UNO zunichst nicht
ausreichend Ressourcen zur Vefiigung
stellten, und als die NATO auf den Plan
trat, die Mittel sofort zur Verfiigung
stellten. Durch die Aufwertung der NA-
TO wird ein Militdrbiindnis zur feder-
fiihrenden Organisation fiir Ord-
nungsaufgaben. Die UNO und die OSZE
werden auf die Bereiche der ,,weichen“
Politik zuriickgedrdngt bezie-
hungsweise auf die Beschaffung der Le-
gitimation reduziert. Die Bundesrepub-
lik und die Vereinigten Staaten sind
mitverantwortlich fiir die Marginal-
isierung der UNO. Denn sie weigern
sich, auf die Vorschldge von Boutros-
Ghalis Agenda fiir den Frieden einzuge-
hen. Dariiber hinaus hat insbesondere
Verteidigungsminister Riihe deutlich ge-
macht, dafd er die NATO hoher bew-
ertet als die UNO, und keine Bun-
deswehreinsidtze im Rahmen von frie-
denserhaltenden Mafnahmen unter UN-
O-Fiihrung akzeptiert.

Entsprechend den neuen Anforderun-
gen wird das Militdr der NATO-Staaten
umstrukturiert. Im Personalbericht find-
et eine weitere Professionalisierung des
Militérs statt. Da kein NATO-Mitglied
erwartet, auf absehbare Zeit einen
grofBeren Landkrieg fiihren zu miissen,
konnen die Armeen problemlos re-
duziert und die Wehrpflicht abgeschafft
werden. Die Landesverteidigung gilt
zwar in der Bundesrepublik noch als
die Hauptaufgabe der Bundeswehr. An
der Priorisierung der Krisenreaktion-
skrafte bei den Beschaffungsaufgaben
kann man jedoch sehen, da die fak-
tische Prioritét dort liegt.

Dieser Reduzierungproze3 der westeu-
ropdischen Armeen darf jedoch nicht
mit Abriistung verwechselt werden, son-
dern ist im Kontext der strategischen
Umorientierung und der verdnderten
Aufgabenstellung der jeweiligen
Armeen zu verorten. Es geht, das zeigt
insbesondere das franzosische Beispiel

der Abschaffung der Wehrpflicht, um
die Effektivierung des Militdrs im Sinne
der neuen Interventionsstrategien und
nicht zuletzt um Kosteneinsparungen.
Fiir die neuen Einsatzarten sind
Wehrpflichtige in der Regel nicht genii-
gend ausgebildet und auch schwerer zu
motivieren. Die Bundesregierung halt
zwar noch offiziell an der Wehrpflicht
fest, es stellt sich aber die Frage, wie
lange diese finanziell noch haltbar ist.

Die politischen Umorientierungen
spiegeln sich in den konkreten Militér-
planungen wider. Die Kriterien dabei
sind Mobilitat, Flexibilitdt, Reaktions-
fahigkeit und Multinationalitit.

Die Bundesrepublik nimmt in dem
ProzeR eine Sonderrolle ein. Im Gegen-
satz zu den ehemaligen Kolonialmécht-
en Frankreich und Grof3britannien und
den Vereinigten Staaten, muf3te sie sich
in der Zeit des Ost-West-Konfliktes in
militdrischer Zuriickhaltung {iben. Seit
der Erlangung der Souverdnitidt wird
umgesetzt, was vorher hinter den ver-
schlossenen Tiiren des Bundesverteidi-
gungsministeriums diskutiert wurde:
der Aufbau von weltweit einsetzbaren
Interventionsstreitkréften. Da Militdr in
der ,,Staatenwelt“ nicht nur reale Macht
bedeutet, sondern auch einen hohen
Symbolwert hat, wird unter den Stich-
worten ,,Normalisierung“ und ,,Gleich-
berechtigung® eine Umorientierung der
deutschen AuBenpolitik vorgenommen.
Die Bundesregierung ist aktiv an der Re-
form der NATO und am neuen mil-
itdrischen Multilateralismus beteiligt.
Der angestrebte stidndige Sitz im Sicher-
heitsrat ist nur ein Ausdruck der neuen
deutschen Grofimachtpolitik.

Materielle Grundlage fiir die neue Welt-
militdrordnung ist die Politik der Riis-
tungsbeschaffung und damit die Riis-
tungsindustrie. Auch hier sind neue En-
twicklungen zu verzeichnen. Aufgrund
der hohen Kosten neuer Technologien
ist der Wettbewerbsdruck auf die natio-
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nalen Riistungsindustrien und die
einzelnen Riistungsbetriebe immens
gestiegen. Das hat zwei Folgen. Erstens
internationalisiert sich gegenwértig
auch der Riistungsmarkt {iber Fusionen
und Riistungskooperationen. Auf der an-
deren Seite steigt der Druck zu ex-
portieren. Die Harmonisierung der Riis-
tungsexportregelungen im Rahmen der
westeuropdischen Integration sind,
insbesondere im Fall der Bundesrepub-
lik, als nationale Strategien zu verste-
hen, die Exportrestriktionen zu lockern
und die Position auf den Riistungsmérk-
ten zu verbessern.

[1] Jens Siegelberg: Im Uberblick: Kriege
und bewaffnete Konflikte Juli 1995 bis
Juni 1996, S. 113ff. Die bewaffneten
Kriege haben wir nicht mitgezdhlt, da-
durch wiirde das Verhdltnis noch mehr zu-
ungunsten der aufSereuropdischen Konf-
likte ausfallen.

2] vgl. Zygmunt Baumann: Glokal-
isierung oder: Was fiir die einen Global-
isierung ist, ist fiir die anderen Lokal-
isierung, in: Das Argument 217/1996,
S. 653-664; auflerdem: Elmar Alt-
vater/Birgit Mahnkopf: Grenzen der
Globalisierung. Okonomie, Okologie
und Politik in der Weltgesellschaft.
Miinster 1996.
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